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Für die Zitate in der Zusammenfassung gelten folgende Zitierweisen: Die längeren Zitate aus den Forschungsunterlagen sowie der Literatur sind durch Einrückung und einen kleineren Schrifttyp gekennzeichnet. 

-
Ist das Zitat zusätzlich durch "doppelte Anführungszeichen" gekennzeichnet, handelt es sich um eine wörtliche Inhaltswiedergabe aus Tonbandaufzeichnungen oder aus schriftlichen Unterlagen (Bücher, Akten, Dokumente...).

-
Mit 'einfachen Anführungszeichen' werden diejenigen Dialoge und Zitate gekennzeichnet, die nach einem Interview aufgrund von Mitschriften und Gedächtnisprotokollen rekonstruiert wurden. Die rekonstruierten Dialoge und Zitate geben eher das im Gespräch Gemeinte als den exakten Wortlaut wieder, es sei denn, innerhalb eines rekonstruierten Dialogs wird ein wörtliches Zitat ausdrücklich unter Hinzufügung der "doppelten Anführungszeichen" als solches gekennzeichnet.

-
In der dritten Person stehen schließlich die Zusammenfassung von Gesprächsinhalten, welche die Durchführenden der Studie nach einem Gespräch angefertigt haben. Auch diese Zusammenfassungen können "wörtliche" oder 'rekonstruierte' Gesprächsausschnitte enthalten.

Abstract

Der Vortrag beginnt mit einführenden Worten zum zugrundeliegenden Forschungbericht „Illegal in Deutschland” (von Loeper Literaturverlag, 1999), insbesondere zum Forschungsanliegen, der Stichprobenzusammensetzung sowie zu methodischen Problemen wie etwa der Aussagenverifikation. Es folgen eine kurze Vorstellung der zwei wichtigsten Bezugsgruppen des Forschungsberichts, nämlich der Arbeitsmigranten und Flüchtlinge. Grundsätzliche Ausführungen stellen sodann generell krankheitsfördernde bzw. krankheitsverursachende Faktoren eines Lebens in der Illegalität vor, die besonders häufig angetroffen wurden, wie etwa Krankheit durch Unsicherheit, die äußeren Lebensumstände, durch die Situation am Arbeitsplatz oder durch Gewalttätigkeit. Anschließend werden Probleme dargelegt, die sich 'Illegalen' bei dem Versuch, Krankheiten zu behandeln, stellen. Ein besonderes Kapitel beschäftigt sich mit psychischen Problemen, die vor allem unter Flüchtlingen angetroffen wurden. Es wird gezeigt: Während Arbeitsmigranten in der Regel robuste, gesunde und kreative Personen sind, die in mehr oder weniger gut funktionierende soziale Netzwerke eingebunden sind und sich deshalb auch im Krankheitsfall meist helfen können, kommen Flüchtlinge oft bereits traumatisiert nach Deutschland und leiden zudem am meisten unter den Lebensbedingungen, die sie hier in der Illegalität vorfinden. Angst vor Enttarnung und Misstrauen gegenüber Dritten führen dazu, dass sich bei untergetauchten Flüchtlingen ein besonders großer Anteil äußerst hilfsbedürftiger Menschen findet. Ein kurzes Kapitel beschäftigt sich mit der Situation von Frauen. Abschließend wird auf generelle Verschlechterungen in der Lebenssituation 'illegaler' Migranten verwiesen, ebenso einige Perspektiven für Verbesserungen. 

1.
ANLIEGEN DES FORSCHUNGSPROJEKTS, DEFINITIONEN, LITERATUR

Anlaß und Bezugspunkt des Forschungsprojekts ist die seit Jahren steigende Anzahl von Menschen, die sich unerlaubt auf dem Gebiet der Europäischen Union aufhalten. Diese Menschen, im deutschen Sprachraum gewöhnlich als 'Illegale' bezeichnet, entziehen sich zwar einer genauen statistischen und empirischen Erfassung. Zunehmend realisieren Politik und Gesellschaft jedoch, daß durch die Anwesenheit dieser Personengruppe innergesellschaftliche Spannungen und Probleme anwachsen (werden). Um eine bessere empirische Grundlage für eine gesellschaftspolitische Diskussion relevanter Fragen zu erhalten, wurden vom Direktor des Jesuiten-Flüchtlingsdienstes (Europa) Forschungsprojekte in drei Ländern in Auftrag gegeben, nämlich Spanien [cf. Deusto], Großbritannien [cf. Anderson] und Deutschland. Die Leitung des deutschen Forschungsprojekts wurde dem Institut für Gesellschaftspolitik an der Hochschule für Philosophie in München übertragen, mit der Durchführung wurde der Verfasser betraut.

Die Vorgabe des Auftraggebers war, daß durch eine Feldstudie die mit 'Illegalität' zusammenhängenden Probleme aus der Sicht von zwei Betroffenengruppen zu erhellen seien: Zunächst der 'illegalen' Migranten, sodann aber auch der Gast- bzw. Aufnahmegesellschaft, in der sie sich unerlaubt aufhalten. Primäre Gesprächspartner hier waren Experten und Kontaktpersonen. Diese drei Gruppen werden im folgenden wie folgt definiert: 'Illegale' Migranten sind Personen, die unerlaubt nach Deutschland einreisen und/oder sich unerlaubt in Deutschland aufhalten. Unter einer 'unerlaubten Einreise' wird verstanden, daß die betreffenden Personen für ihre Einreise nach Deutschland keine gültigen Papiere besitzen bzw. besitzen können, die ihnen die Einreise erlauben würde. Sie müss(t)en deshalb, im Falle einer Kontrolle, mit einer Einreiseverweigerung, einer Rückschiebung, Ausweisung oder gar Verhaftung und Abschiebung rechnen. Unter einem 'unerlaubten Aufenthalt' wird verstanden, daß die betreffenden Personen keine  gültigen Papiere für ihren Aufenthalt in Deutschland besitzen bzw. besitzen können. Sie müss(t)en deshalb, im Falle einer Kontrolle, mit Verhaftung und Abschiebung rechnen. Als Experten im weiteren Sinne werden Mitarbeiter in Behörden, Beratungs- und Dienststellen, Organisationen und Vereinen etc. bezeichnet, die stellvertretend für die Aufnahmegesellschaft berufsmäßig mit 'Illegalen' zu tun haben. Zwischen diesen beiden Gruppen sind die Kontaktpersonen angesiedelt: Das sind Personen, die z.B. aufgrund persönlicher, landsmannschaftlicher oder ehrenamtlicher Beziehungen mit einzelnen 'Illegalen' und/oder dem Illegalenmilieu als Ganzem in enger Verbindung stehen. 

Nach wie vor ist dieses Thema nur wenig erforscht. Dem Verfasser sind trotz angestrengter Suche im europäischen Kontext nur wenige umfassende (d.h. mehr als nur einen Aspekt abdeckende, sondern die Lebenssituation allgemein in den Blick nehmend) Forschungsprojekte bekannt, die sich in ihren Darlegungen zumindest auch auf direkte Kontakt mit 'illegalen' Migranten stützen. Hier können zwei Studien aus Großbritannien (Anderson und Düvell/Jordan), eine aus den Niederlanden (Engbersen), eine aus Italien (Hillmann), eine aus Spanien (Universidad de Deusto) und einige Veröffentlichungen aus Deutschland (Cyrus, Stobbe, Marburger, Heine-Wiedenmann, Vogel) genannt werden. Einige dieser Studien sind aber noch nicht abgeschlossen sind bzw. ihr Material ist noch nicht veröffentlicht (z.B. Düvell/Jordan, Engbersen, Deusto), außerdem besitzt  –bezugnehmend auf das gegebene Thema- der Aspekt der Gesundheit keinen allzugroßen Stellenwert: Im Vordergrund stehen eher Fragen nach Migrationshintergründen und –mechanismen, nach Beschäftigung oder Kriminalität).

2.
METHODISCHE ANMERKUNGEN

Zentrales Mittel zur Datengewinnung war das Interview. Mit 35 'illegalen' Gesprächspartnern wurden 77 Gespräche geführt. Hinzu kamen Berichte von Kontaktpersonen über Schicksal und Probleme von ca. 65 weiteren 'Illegalen', die entweder nicht mehr in Leipzig waren oder zu große Angst vor einem direkten Kontakt mit dem Verfasser hatten. Aus Behördenunterlagen wurden nach dem Zufallsprinzip 87 Personenakten 'illegaler' Immigranten gezogen und ausgewertet. Es bestanden Arbeitskontakte zu 24 Behörden auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene. Mit ihren Vertretern führte der Verfasser im Rahmen der autorisierten Kontakte 39 Interviews. Hinzu kommen aber einen Reihe von Interviews, die mit Behördenmitarbeitern auf 'informeller', d.h. vertraulicher und anonymisierter Basis geführt wurden. Darüber hinaus wurde dem Verfasser bei verschiedensten Behörden umfangreiche Akteneinsicht erlaubt, einige Stellen erarbeiteten auf Anfrage des Verfasser Stellungnahmen und Statistiken zu spezifischen Problemen, und schließlich wurden dem Verfasser eine Fülle von Unterlagen, zum Teil vertraulicher Natur, für seine Forschungsarbeit überlassen. Mit Kontaktpersonen schließlich wurden ca. 60 Gespräche im Hinblick auf ihre allgemeine Milieukenntnis durchgeführt. 

Bereits im Verlauf der Feldstudie zeigte sich, daß es Auffälligkeiten gibt, die die besondere Aufmerksamkeit des Verfassers weckten. Hierzu zählte beispielsweise auch der dem Verfasser auffallend hoch scheinende Anteil an psychischen Störungen unter 'illegalen' Flüchtlingen. Hier stand der Verfasser dann aber etwa vor folgenden Fragen: 

· Lag diese Auffälligkeit in der Begrenztheit der zufälligen Stichproben begründet?

· Fiel dem Verfasser lediglich etwas auf, was er auf dem Hintergrund seiner philosophisch-theologischen Studien unsachgemäßer einordnete als es in Wirklichkeit ist? 

· Oder -vereinfacht gesagt- leiden 'illegale' Flüchtlinge unter den Leipziger Lebensumständen (niedriger Ausländeranteil, vergleichsweise hohe Fremdenfeindlichkeit) mehr als dies vielleicht in Hamburg oder Berlin der Fall wäre? 

Um hier weiterzukommen wurden eine Reihe von Verifkationskriterien entwickelt, die helfen sollten, die so erhaltenen Informationen miteinander in Beziehung zu setzen und zu einem Gesamtbild zusammenzuführen. Am wichtigsten waren hierbei natürlich die Bestätigung der Beobachtung durch die Sichtweisen der Gesprächspartner, etwa der Migranten und der Experten
. 

3.
STICHPROBE DIREKT KONTAKTIERTER 'ILLEGALER'

In 35 Fällen bestanden direkte Kontakte zwischen dem Verfasser und 'illegalen' Migranten. Von einem "Fall" ist deshalb die Rede, weil dies als neutraler Begriff offenläßt, ob es sich dabei um einen Mann, eine Frau oder gar um eine Familie handelt. Insgesamt stehen die 35 'Fälle' für 51 Personen. Nach Herkunftsregionen geordnet, setzt sich die zufällig zustande gekommene Stichprobe wie folgt zusammen:

Herkunftsregion 
Fälle

Osteuropa
7

Südosteuropa
8

Naher/Mittlerer Osten
2

Restasien

3

Lateinamerika
1

Nordafrika
6

Afrika südlich der Sahara
2

Mitteleuropa

3

Sonstige
 
3

Nach der Datenauswertung und Identifizierung von gemeinsamen Gruppenmerkmalen wurden 12 Personen dieser Stichprobe als Flüchtlinge, 16 Personen als Arbeitsmigranten kategorisiert – die Hauptbezugsgruppen auch der nachfolgenden Ausführungen. Sie weichen in einer Reihe von Charakteristika voneinander ab:

Als Flüchtling wird eine Person bezeichnet, die "aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung" ihr Herkunftsland verlassen hat bzw. dieses verlassen mußte, weil dort ihr "Leben oder (ihre) "Freiheit ... bedroht sein würde"
. Diese Gesprächspartner stammten mehrheitlich aus den Ländern Asiens und Afrikas sowie der Türkei. Sie sahen für sich zu Hause keine Zukunft mehr und betrachten Deutschland als ihren neuen Lebensmittelpunkt. In die Illegalität gerieten sie vor allem dadurch, daß  sie illegal nach Deutschland einreisten und keinen Asylantrag stellten, oder daß sie aus einem Asylverfahren, aus Angst vor einer Abschiebung, untertauchten. Diese Angst bestimmte zentrale Bereiche ihres Lebens: Sie arbeitete und wohnten eher versteckt und isoliert, ihre sozialen Kontakte waren auf ein Mindestmaß beschränkt. 

Unter Arbeitsmigranten werden diejenigen 'Illegalen' gezählt, deren Emigrationsgrund primär materielle Bedürftigkeit und Perspektivlosigkeit im Herkunftsland ist. Sie sehen in ihrem illegalen Aufenthalt in Deutschland vor allem die Möglichkeit, durch Arbeit den Lebensunterhalt für sich und ihre Angehörigen bestreiten zu können. Bis auf eine Ausnahme kamen alle Gesprächspartner dieser Gruppe aus Mittel-, Ost- und Südosteuropa. Unter den Gesprächspartnern dominierten solche, die sich nach wie vor an Personen im Herkunftsland gebunden fühlen: In erster Linie handelt es sich um Familienväter, aber auch um junge Männer, die für ihre daheimgebliebenen Eltern und Geschwister sorgen wollen. Der Lebensmittelpunkt dieser Menschen liegt deshalb immer noch im Herkunftsland, und je nach finanzieller Situation pendeln die Gesprächspartner zwischen Herkunfts- und Arbeitsort hin und her. 

4.
KRANKHEITSFÖRDERNDE BZW. –VERURSACHENDE UMSTÄNDE EINES LEBENS IN DER ILLEGALITÄT

4.1.
GENERELLE UNSICHERHEIT UND BELASTUNG 

Das Leben in der Illegalität beinhaltet für alle Migranten eine große Anzahl an Unsicherheit und Druck. Am größten ist die Angst vor einer Enttarnung des unerlaubten Aufenthalts. In den Worten eines Arbeitsmigranten:

"Du hast Angst wohin zu gehen, du hast Angst auf der Arbeit, in der Straßenbahn, du hast Angst überhaupt rumzulaufen. Das Allerschlimmste wäre, wenn ich jetzt nach Hause geschickt würde, und ich habe kein Geld. Ich komme nach Hause und habe dort keine Kopeke ... Das liegt mir am schwersten auf der Seele ... Und mir kommt es so vor, als ob alle von unseren Leuten solche Probleme haben."

Dieser Druck verstärkt eventuell bereits vorhandene, persönliche Veranlagungen, etwa eine depressiv-melancholischer Grundtönung. Auch sind sensible Naturen generell anfällig für psychische Störungen, weil sie den Härten eines von Erwartungsdruck, Verdrängung und Zwang zur Anpassung bzw. Unauffälligkeit geprägten Lebens nicht gewachsen sind. Besonders die sich seit Ende 1996 verschlechternde Situation auf dem Arbeitsmarkt hinterläßt unmittelbare Spuren bei bereits depressiv veranlagten Menschen: Gelingt ihnen nicht, Arbeit zu finden, tröstet kein Verweisen darauf, daß es ihren Kollegen auch so geht. Sie erleben ihr Schicksal als persönliche Kette von Fehlschlägen. Besonders Familienväter leiden darunter, daß sie nicht 'fähig' sind, die Erwartungen der Daheimgebliebenen, z.B. durch Zurückzahlung von Schulden oder Überweisungen von Unterstützungszahlungen, verbessern zu können. Sie kommen sich mehr und mehr als 'Versager' vor und schielen nur auf diejenigen, die Glück hatten bzw. denen es besser geht: "Wenn es so viel andere doch geschafft haben, in Deutschland Geld zu verdienen, warum bin dann ausgerechnet ich zu dumm, das Gleiche zu tun?" Ihre depressive Grundstimmung verstärkt sich proportional zu den Fehlschlägen in ihren Bemühungen, sich ein 'ordentliches' und 'ehrliches' Leben aufzubauen: Die Arbeitsstelle, die er nicht bekommt, die Baustellenprüfung, bei der er erwischt wird, der Freund, der ihm aus Angst nahelegt, er möge sich woanders eine Wohnung suchen. Irgendwann sinkt bei vielen die Bereitschaft, sich weiter aktiv und kreativ um neue (Über-) Lebensmöglichkeiten zu bemühen, und es wächst die Selbstaggression (weil sie sich persönlich die Schuld für ihres Situation zuweisen) oder Apathie. Zu diesem Aspekt folgen noch einige Illustrationen. Die nachfolgenden Gesprächspartner kommen aus der Ukraine und Algerien. 

Beispiel 1

Das Leben in der Illegalität macht psychisch krank. Viele seiner Freunde leiden unter dem Verfolgungsdruck, am Fernsein von zu Hause. Oft bekommen sie abends Heimweh und rufen zu Hause an, sie bekommen Depressionen und fangen an zu trinken. Wer keinen stabilen Freundeskreis hat, ist besonders schlimm dran und rutscht langsam in die Krankheit ab. Auch er ist durch dieses Leben unruhiger geworden und sehr vergeßlich
.

Beispiel 2

'F.
Woher weißt du, daß sich die Jungen auf der Baustelle für dich nicht interessieren? 

A.
Es ist eigentlich nur ein schlechter Gefühl, daß sie hinter meinem Rücken über mich reden. Oder in der Straßenbahn habe ich oft das Gefühl, daß Leute über uns reden. Sie reden und schauen in unsere Richtung. Oder wenn wir nachts aus der Disko nach Hause gehen und nur noch junge Leute auf der Straße sind, die dann auffällig lachen, wenn wir vorbei gehen. (Aber er ergänzt nach kurzer Pause spontan:) Vielleicht bin ich nur überempfindlich?' 

(Noch später im Interview kehrt er erneut zurück zu den 'Jungen, die ihn ignorieren', daß die Ablehnung vielleicht doch nicht pauschal ist:

'A.
Naja, eigentlich kommt es weder auf das Alter noch auf die Bildung, sondern auf den einzelnen Menschen an. 

F.
Das hast du dir alles rational zurechtgelegt. Deine Grundstimmung ist doch eher instinktiv negativ bis skeptisch. Du kannst das schon gar nicht mehr anders sehen.

A.
Ja.'

Beispiel 3

Sein Hauptproblem ist, daß er seine Religion und die Möglichkeit zu einer ganzheitlichen Teilnahme an ihren Vollzügen verloren hat. 'Ich habe in Deutschland meine Religion verloren. Wenn du illegal hier bist, sind materielle Sorgen wichtig: Wo lebst du? Was ißt du? Wirst du geschnappt? Davon geht dein Kopf kaputt. Du denkst an nichts anderes mehr, und du kannst nicht mehr mit anderen feiern', z.B. Ramadan. Man kann auch bei Glaubensbrüdern, z.B. in der Leipziger Moschee, nie ausgelassen sein. Man kann keinem völlig trauen, deshalb kann man ihnen nicht erzählen, daß man illegal hier ist. Sie würden es vielleicht weitererzählen. Deshalb geht man erst gar nicht zu solchen Veranstaltungen.' 

Beispiel 4

"Man wird zynisch, man wird ein böser Mensch. Man wird so. Glaubt niemand mehr, wird betrogen, Mißerfolge. Irgendwie geht das auf die einfachen Leute, diese Beleidigungen, das überträgt sich. Bei mir, bei dem Anderen, das sammelt sich in der Seele an, das Negative. Und mit der Zeit wird das immer mehr, bestimmt die Charakterzüge
."

Schließlich können kulturell-herkunftsbedingte Wahrnehmungs- und Verhaltensweisen zu Kommunikationsproblemen und Negativerfahrungen führen, die sich wiederum verstärkend auf bereits vorhandene psychische Labilitäten und Störungen auswirken. Besonders 'Illegale' aus nicht-westlichen Kulturkreisen kommen mit der deutschen Gesellschaft, ihrer Organisation, Kultur, Mentalität und den darin wahrgenommenen Werten nicht zurecht:

'Ich habe vieles an der deutschen Gesellschaft nicht verstanden. Sie ist so kompliziert. Auch diese Unklarheit und Unkenntnis erzeugt Unsicherheit und Angst. Und überall spürt man: Du gehörst hier nicht her. Die Deutschen respektieren keine andere Kultur und Religion als die ihre. Der Andere hat bei ihnen keinen Wert. Du willst vergessen, daß du Algerier bist, weil du siehst, daß die Deutschen keine Algerier wollen. Deine Nationalität hindert dich, in Deutschland ein Mensch zu sein. Man fühlt: Die Deutschen hassen uns. Nach einer Weile haßt du auch sie und kannst nichts dagegen tun.' 

4.2.
ÄUSSERE LEBENSUMSTÄNDE

Der weitverbreitete Zwang, mit wenig Geld auskommen bzw. möglichst versteckt leben zu müssen führt dazu, daß das Leben der meisten 'Illegalen' von den äußerlichen Umständen her sehr hart ist: Sie wohnen in Abbruchhäusern oder unsanierten Wohnungen, vielleicht sogar im Freien. Warmes Wasser und Heizung ist nichts selbstverständliches, besonders im Winter kann es vorkommen, daß man aus Angst vor Entdeckung kein Feuer anzündet, selbst wenn Kohlen gefunden werden können. Vom Leben in einer Wohngemeinschaft berichten folgende drei Personen:

"P1.
Die Ausstattung ist bescheiden. Also eine Dusche gibt es nicht. Der Strom ist jetzt überhaupt abgedreht. Und es gibt kein Gas mehr.

P2.
Wir kommen schon wieder raus aus dem Loch. Es gibt einen großen Ofen mit Holz, wo wir Wasser warm machen können, zum Essenkochen und zum Waschen.

P3.
Strom haben wir uns selbst besorgt, von der Klingel - zwölf Volt.

P1.
Ja, und wir haben zwei sechs Watt Lampen gefunden.

P2.
Es gibt nur keinen Fernseher."

In einer Wohngemeinschaft bestehen weitere Probleme, die aus dem unterschiedlichen Arbeits- und Lebensrhythmus herrühren. Es ist z.B. schwer, ausreichend Schlaf zu finden:

In der WG gibt es so gut wie kein Privatleben. Alles ist, soweit es sich um Sachen handelt, irgendwie gemeinsam. 'Falls ich keine Arbeit habe und am Morgen nicht zeitig aufstehen muß, werde ich trotzdem geweckt. Z.B. weil jemand aus dem anderen Zimmer kommt und seine Hosen bei mir sucht. Wenn ich Arbeit habe und abends früher schlafen möchte, habe ich auch keine Ruhe, z.B. weil jemand sein Feuerzeug bei mir sucht.' 

Die Ernährung ist –entweder weil man das Geld für andere Zwecke sparen möchte oder weil man kein Geld hat- in der Regel sehr einfach und einseitig und oft Grund für Mängelerscheinungen, eine größere Anfälligkeit für Infektionen oder allergischer Reaktionen. Manchmal wird die Nahrung aus Müll- und Abfallcontainern zusammengesucht, deren Haltbarkeitsdatum schon lange abgelaufen ist. 

4.3.
SITUATION AM ARBEITSPLATZ

Arbeitszeitbegrenzung existiert für 'Illegale' nicht – im Gegenteil: Gerade dann, wenn legal in Deutschland lebende Arbeitnehmer ihre tariflich zustehende Freizeit einklagen, müssen 'Illegale' 'ran und Liegengebliebenes fertigstellen. Arbeitszeiten von 10-15 Stunden unter härtesten Bedingungen sind keine Seltenheit. Selbst Nachts und an Wochenenden wird gearbeitet. Da die Löhne aber sinken (durchschnittlich zwischen 3-9 DM pro Stunde) und oft nicht einmal ausgezahlt werden, verlängern sich die Arbeitseinsätze mehr und mehr, was zu einer Auszehrung der Kräfte und Abnahme der Aufmerksamkeit führen kann, all dies wiederum Vorbedingung  für größere Anfälligkeit für Arbeitsunfälle. Allzuoft sparen Arbeitgeber bzw. deren Mittelsmänner gegenüber 'illegalen' Arbeitnehmern an Einweisungen in Arbeitsschutzbestimmungen bzw. bei der Verfügungstellung von Schutzkleidung. Auch dies hat eine erhöhte Unfallhäufigkeit zur Folge [cf. zu den Arbeitsumständen auch Anderson:69 und Düvell/Jordan:10].

4.4.
GEWALTTÄTIGKEIT

Eine letzte große "Krankheitsquelle"  sind die vielfältigen Verletzungsmöglichkeiten, die durch Gewalttätigkeit entstehen.

Spannungen gibt es am Arbeitsplatz zwischen 'Illegalen' verschiedener Herkunft, zwischen 'illegalen' und legalen Nichtdeutschen und zwischen Nichtdeutschen und Deutschen: Neben allgemeinen rassistischen Vorurteilen ist die Hauptursache der jeweilige Verdacht, der oder die anderen würden den eigenen Arbeitsplatz gefährden. Solche Spannungen können dann schon mal eskalieren: Ein Wort ergibt das andere, es können Schlägereien folgen bis hin zu mysteriösen Arbeitsunfällen mit Todesfolge, deren Hintergründe nie geklärt werden können.

Generelle Merkmale, die einen als Nichtdeutschen verraten (Kleidung, Physiognomie, Sprache, auffälliges Verhalten (z.B. nervöses Umhersehen etc.)) können sodann ausländerfeindliches Verhalten auf der Straße provozieren, besonders dann, wenn ein ‚Illegaler‘ allein unterwegs ist. Wird er angegriffen, so zögert er in der Regel, um Hilfe zu rufen oder zu bitten: Größer als die Angst vor Schmerz und Verletzung ist die Sorge, daß die eintreffende Polizei nach der Beendigung der Auseinandersetzung die Papiere sehen möchte, was die Ausweisung oder Abschiebung zur Folge hätte. Ein Migrant wurde 

kürzlich ... von einigen Glatzen angegangen, als er in Wahren an der Straßenbahnhaltestelle saß und Bier trank... Als sie ... herausbekamen, daß er Ausländer ist, schlugen sie auf ihn ein. Seine größte Sorgen in dem Moment war, daß die Nachbarn die Polizei rufen "Die haben Ausweise - ich aber nicht. Deshalb war ich froh, als ich davonlaufen konnte."

Nach Auffassung der Verfassers ist eine Reihe von schweren und schwersten Verletzungen dadurch zu erklären, daß Spannungen und Streitigkeiten untereinander keine friedlich-einvernehmliche Lösung finden konnten bzw. daß übermäßiger Alkoholgenuß (z.B. im Rahmen von "geselligem Trinken") zu einer Enthemmung beiträgt, die man sonst nie beabsichtigt hatte: Ein Gesprächspartner meinte

'Die einen besau​fen ihren Kummer und werden enthemmt. "Gib einem Ukrainer Wodka und er kennt nichts mehr". Erst am Tag danach fragt man sich "Was, das warst Du?"'

Dem Verfasser sind eine Reihe von Vorfällen bekannt, welche die Polizei aufgrund mangelnder Einsicht in die Szene als Folge von Gewaltverbrechen oder gar als Resultat mafiöser Auseinandersetzungen oder Bedrohung darstellte. Selbstverständlich gibt es auch letzteres, etwa wenn mafiöse Gangs Schutzgeld erpressen und nicht erhalten, wenn an "Verrätern" ein Exempel statuiert werden soll, wenn eine Reihe von Zahlungssäumigen (die etwa Schulden, die aus der Einschleusung entstanden, nicht zurückzahlen können) durch die exemplarische Bestrafung eines ihrer Kollegen zu prompterer Fristbedienung motiviert werden sollen etc.

5.
ALLGEMEINE PROBLEME BEI DER BEHANDLUNG VON KRANKHEITEN

Ein Grundproblem ist die tiefsitzende Überzeugung bei den allermeisten Gesprächspartnern, daß man ja ohnehin nicht ernsthaft krank werden würde [cf. Anderson: 68f. und Hillmann:232]. Diese Annahme ist insofern auch naheliegend, als es sich bei den meisten 'Illegalen' um junge Männer in den besten Jahren (d.h. unter 40 Jahren) handelt. Diese 'natürliche' Gesundheit, in Verbindung mit dem generellen Mißtrauen gegenüber allem und jedem sind die Hauptgründe, warum seitens der Migranten auf diesem Gebiet kaum eine nennenswerte Vorplanung und Vorsorge getroffen wird.

5.1.   BERATUNGS- UND HILFEZENTREN

A.
Probleme seitens der Aufnahmegesellschaft

Während es beispielsweise in Großbritannien zumindest theoretisch keine größeren Probleme bei der Inanspruchnahme von Dienstleistungen des National Health Service gibt ist so etwas in Deutschland kaum vorstellbar. Zwar gibt es auch in Deutschland in bestimmten Kommunen öffentlich getragene Einrichtungen für anonyme und kostenlose Vorsorgeuntersuchungen, etwa für Prostituierte oder HIV-Risikogruppen, bei denen davon ausgegangen wird, daß sie auch von 'illegalen' Migranten genützt werden. Auch gibt es hier und da Kommunen, die, sollten bestimmte Personen und Institutionen aus dem Nichtregierungsbereich an sie herantreten, die Kosten für bestimmte medizinische Versorgungsleistungen -bis hin zu längeren Krankenhausaufenthalten- übernehmen
. Die Regel ist dies aber nicht.

Ein zentrales Problem im Kontext der Gesundheitsfürsorge scheint aber in Deutschland der Mangel an Institutionen zu sein, die, in einer Atmosphäre des Mißtrauens und der Repression, auf vertraulicher und informeller Basis zwischen den Migranten auf der einen, und Ärzten, Krankenhäusern oder gar Kostenträgern auf der anderen Seite vermitteln können. Zwar wird seitens der Kirchen, Wohlfahrtsverbänden und Flüchtlingshilfe-Organisationen der dringende Bedarf auf diesem Gebiet gesehen. Dieser Einsicht Rechnung zu tragen ist jedoch nicht so einfach, denn: 

Zunächst machen sich Personen und Institutionen, die 'Illegalen' helfen, nach wie vor strafrechtlich sanktionierter Vergehen (z.B. Beihilfe zu unerlaubter Einreise und unerlaubtem Aufenthalt) schuldig
. Zwar gibt es auch Positionen, die ein verfassungsmäßig abgedecktes Recht gerade von kirchlichen Organisationen sehen, Menschen in diesem Kontext Hilfe zu leisten [Robbers]. Indirekt besteht aber nach Auffassung einer Reihe von Gesprächspartnern auf Seiten der Wohlfahrtsverbände vor allem der Eindruck, daß ihr Engagement auf diesem Gebiet, wenn es  Behörden bekannt werden, indirekt, etwa durch die Kürzung von finanziellen Zuschüssen für ihre reguläre Arbeit geahndet wird. Nur wenige Verbände haben deshalb den Mut, offenes oder verdecktes Engagement ihrer Mitarbeiter auch nur dienststellenintern gutzuheißen. Dies hat zur Folge, daß hier erforderliche Beratungs- und Vermittlungstätigkeit bestenfalls neben der eigentlichen Arbeitslast getan werden können. Manche Arbeitgeber verbieten ihren Angestellten sogar jegliches Engagement mit der Begründung, daß Behörden nicht unterscheiden könnten, ob XY die erforderliche Hilfeleistung in seiner Eigenschaft als Mitarbeiter in einem Wohlfahrtsverband oder als Privatperson macht. Der Verfasser geht dennoch davon aus, daß wesentlich mehr Beratungs- und Hilfsdienste geleistet werden als nach außen hin zugegeben wird. Bei Gesprächspartnern in Leipzig war es jedenfalls so, daß sie ihm gegenüber selbst dann Kontakte zu 'Illegalen' abstritten nachdem dieser von ihrem Einsatz durch andere Quellen, etwa durch die Migranten selbst, erfahren hatte.

Daneben gibt es eine zunehmende Anzahl medizinischer Hilfezentren für 'Illegale', die weitgehend von ehrenamtlichen Mitarbeitern getragen werden [cf. "Cross the border":41-45]. Deren personelle und zeitliche Ressourcen sind jedoch begrenzt, was wiederum zur Folge hat, daß solche Zentren nur gelegentlich -und nicht etwa regelmäßig oder gar durchgehend- geöffnet sind. Ebenso stoßen solche Zentren dann an ihre Grenzen, wenn Krankheiten der Hilfesuchenden teure Untersuchungen und Behandlungen erfordern, die von Ärzten und Krankenhäusern beim besten Willen nicht mehr umsonst geleistet werden können. Beispiele hier sind etwa erforderliche stationäre Behandlung von Kranken oder die medikamentöse Versorgung von AIDS-Patienten, die etwa aus Angst vor einer Abschiebung untergetaucht sind.

B.
Probleme seitens der Migranten.

Viele Migranten haben wiederum –sei es aus Mißtrauen und Angst (Flüchtlinge), sei es, weil sie ihren Lebensmittelpunkt nach wie vor im Herkunftsland sehen (Arbeitsmigranten)- kaum Interesse, überhaupt rechtzeitig Kontakte in die Aufnahmegesellschaft hinein zu knüpfen. Sodann sind aufgrund der generellen Isolierung einzelner oder kleinerer Gruppen voneinander professionelle Hilfsangebote vielen 'Illegalen' gar nicht bekannt. Auch Informationsblätter, vorausgesetzt sie sind in der richtigen Sprache verfaßt und liegen an den richtigen Stellen aus, können dieses Informationsdefizit nur bedingt beheben.

Ein weiteres Hindernis zur Inanspruchnahmen solcher Beratungsstelle ist deren äußeres Erscheinungsbild (Sprechzeiten, Bürocharakter): Es gleicht dem, was man von Behörden, Ämtern und anderen offiziellen Institutionen her kennt und unterscheidet sie von der Zugänglichkeit persönlich bekannten Kontaktpersonen und deren Ärzten, die 'rund um die Uhr' erreichbar sind. Somit wird solchen Stellen zunächst einmal das gleiche von zu Hause mitgebrachte Grundmißtrauen entgegengebracht wie allen "offiziellen" Einrichtungen. Ferner gehören zum Alltagsleben der 'Illegalen' Arbeitsplatz- und Straßenrazzien und jeder kennt Geschichten von Bekannten, die etwa auf dem Sozialamt, im Krankenhaus oder auf dem Standesamt als 'Illegaler' verhaftet worden sind
. Für sie sind auch solche Stellen deshalb zunächst einmal eine weitere Einrichtung, bei der die Gefahr unterstellt werden muß, daß man dort an der Aufdeckung ihrer Illegalität interessiert ist. Anders gesagt: Für viele ist unvorstellbar, daß es tatsächlich offiziell aussehende Stellen gibt, von denen sie nichts zu befürchten haben. Hier wird es lange dauern, bis Vertrauen wächst und sich gute Erfahrungen herumsprechen werden
.

Schließlich sind Sprachprobleme ein wichtiges Hindernis für eine konkrete Kontaktaufnahme. Während alle Migranten gezwungen sind, sich schnell einen Wortschatz für die Erledigung von Arbeiten zuzulegen, entfällt diese Notwendigkeit für den Erwerb eines Grundwortschatzes für den Alltag oder gar die Situation einer Erkrankung. So ist in akuten Fällen oft nicht gewährleistet, daß auf Seiten der Beratungsstelle oder der Migranten Sprachkenntnisse oder der passende Dolmetscher vorhanden sind. Nach Erfahrung des Verfassers versuchen Migranten deshalb in der Regel erst, alle nur denkbaren Selbsthilfemöglichkeiten auszuschöpfen. 

5.2.
SELBSTBEHANDLUNG

Kleinere Erkrankungen werden zunächst einmal selbst therapiert. Flüchtlinge können, mit etwas Glück, Hilfe über ihre Landsleute organisieren. Arbeitsmigranten können zusätzlich innerhalb ihres 'Milieus' Ärzte oder Apotheker auftreiben und um Rat und Hilfe angehen. Auch Medikamenten bringen sich die meisten Arbeitsmigranten von zu Hause für bestimmte Krankheiten wie Erkältung, Fieber oder kleinere Wundenbehandlungen mit. Diesen Vorrat lassen sie sich entweder über milieuinterne Nachschubwege auffüllen (es gibt beispielsweise vielfältige Kurierdienste zwischen den Herkunftsländern und dem gegenwärtigen Aufenthaltsort), oder man bittet andere 'Legale' (Deutsche und Nichtdeutsche), ihnen das Benötigte zu besorgen [cf. auch Anderson:63+69]. Es folgt das erste von zwei Beispielen für diesen Kontext:

"Bei uns hatte einer Zahnschmerzen und ist ins Krankenhaus gegangen. Sie haben gesagt: 'Das kostet 300 DM, den Zahn zu ziehen, und dann noch die Behandlung'. Er mußte einfach wegrennen. Dann haben wir eine Flasche Wodka gekauft, wir haben sie zu zweit ausgetrunken und ich habe ihm selbst den Zahn gezogen. Kostenlos, mit 'ner einfachen Zange." 

In Beispiel 2 wurde der Verfasser hineingezogen:

XXXs Bruder hatte sich auf dem Bau einen Nagel in die Fußsohle gebohrt. Er humpelte zwar, wollte aber xxx wegen dieser Lappalie nicht beunruhigen. Erst als es gar zu auffällig wurde, bestand xxx darauf, die Wunde zu sehen, die inzwischen rot entzündet war. Sie kratzten die Wunde mit einem Taschenmesser aus, sodann wurde ich gebeten, ein Hautdesinfizierungsmittel und einige saubere Binden zu besorgen, damit die Wunde über das Wochenende heilen und der Bruder am Montag wieder zur Arbeit gehen kann. Schließlich könne man sich Kranksein nicht leisten, die Familie brauche das Geld, und bei Fehlen am Arbeitsplatz würde der Job umgehend an einen anderen vergeben. Einen von mir vermittelten Arztbesuch lehnten sie aus Sicherheitsgründen ebenso strikt ab wie das Angebot des Arztes, zu ihnen zu kommen, weil dadurch ihre Wohnung unnötig bekannt geworden wäre
.

5.3.
KRANKHEIT UND GELD
. 

Wird das Konsultieren eines in Deutschland niedergelassenen Arztes dennoch unvermeidlich, so ist dies für Personen, die sich bereits längere Zeit in Deutschland aufhalten, in der Regel zum Teil kostenlos möglich - vor allem dann, wenn die Verbindung zum Arzt durch eine beiden Seiten vertraute Kontaktperson (legal in Deutschland lebende Nichtdeutsche oder Deutsche) vermittelt wurde. Auf dieser Ebene gibt es auch Möglichkeiten, um zu medizinischen Hilfsmitteln wie Hörgeräten, Zahnersatz, prothetischen Hilfsmitteln oder Vorsorgeuntersuchungen zu kommen. Problematischer gestaltet sich das Aufsuchen eines Arztes für Personen, die neu in Deutschland sind, die über keinerlei Beziehungen und Anlaufstellen verfügen oder die nicht genügend Geld haben, um sich die medizinische Hilfe 'leisten' zu können
. Viele Ärzte helfen 'Illegalen' schnell und unbürokratisch. In den meisten Fällen werden nur die üblichen Tarife verlangt, aber selbst dies kann für 'Illegale' ein Problem sein. Aufgrund der derzeitigen Arbeits- und Verdienstmöglichkeiten können selbst 70 DM, die Regelbezahlung für eine Zahnextraktion, in der akuten Notsituation nicht vorhanden sein und eine 'Selbstbehandlung' wie oben geschildert nötig machen. Natürlich gibt es auch solche Ärzte, die die Anwesenheit und Hilflosigkeit der 'Illegalen' zur eigenen Bereicherung ausnützen und diesen nicht nur überhöhte Preise in bar für eine Behandlung abverlangen, sondern darüber hinaus noch mehrfach über eine solche Behandlung mit Kassen und/oder Sozialamt abrechnen
. 

Allerdings ist die Hilfeleistung für 'Illegale' auch für niedergelassene Ärzte nicht immer unproblematisch. Dem Verfasser wurde aus verläßlicher Quelle berichtet, daß einige unter ihnen für ihr Engagement sowohl von deutscher als auch nichtdeutsche Seite erpreßt bzw. um Schutzgeldzahlungen angegangen werden.

5.4.
KRANKHEIT ALS SICHERHEITSRISIKO

Das Sicherheitsrisiko par excellence im vorliegenden Kontext ist für alle Gesprächspartner der Aufenthalt in einem Krankenhaus [cf. auch Anderson:63ff.]. Gerade aufgrund ihrer Hilflosigkeit und dem dadurch bedingten Kontrollverlust über ihre Situation droht ihnen hier am ehesten die 'Enttarnung' mit nachfolgender Ausweisung, Abschiebehaft oder Abschiebung. Zwar erhält ein ins Krankenhaus eingelieferter 'Illegaler' die notwendige medizinische Versorgung. Zugleich erfolgt seitens des Krankenhaus aber eine routinemäßige Überprüfung, weil man wissen möchte, an wen die Rechnungsstellung erfolgen kann, die Polizei ermittelt automatisch, wenn im Fall einer Krankenhauseinlieferung der Verdacht auf eine Straftat vorliegt – bei alledem wird aber vor allem die Statuslosigkeit aufgedeckt. Es gibt zahlreiche Berichte, nach denen 'Illegale' nach Entdeckung ihres Statusses in Haftkrankenhäuser verlegt wurden oder früher oder später verhaftet wurden. Kann eine Einlieferung in ein Krankenhaus nicht vermieden werden, so gibt es übereinstimmende Berichte darüber, daß 'Illegale' sich vor der ärztlich genehmigten Entlassung entfernen, nur um einer möglichen Verhaftung entgehen zu können. Eine Gefährdung ihrer Genesung nehmen sie bewußt in Kauf.

'Illegale' versuchen deshalb eine Krankenhauseinweisung um jeden Preis zu vermeiden. Die erste Alternative hierzu ist, bei Auftauchen der Krankheit schnellstmöglich einen Rücktransport ins Heimatland zu organisieren [cf. hierzu Cyrus 1995b:36 und Düvell:24]. Dies ist jedoch bei Arbeitsunfällen oder gewalttätigen Auseinandersetzungen - den häufigsten Einweisungsgründen - oft nicht möglich. Sollten keine Ärzte unter den 'Illegalen' selbst auffindbar sein, bleibt als Möglichkeit, daß Freunde des Betroffenen einen in Leipzig niedergelassenen Arzt oder einen in Leipzig oder anderswo lebenden Medizinstudenten aus dem gleichen Land bzw. Kulturraum bitten oder zwingen, den Patienten zu behandeln. Ein dem Verfasser bekannter Student wurde beispielsweise vor die Wahl gestellt, eine Schußwunde entweder für 2 000 DM bar auf die Hand zu behandeln oder selbst 'etwas zu riskieren'.  In solchen Situationen sind 'Illegale' in besonderer Gefahr, daß ihnen dauerhafte Gesundheitsschäden zugefügt werden oder daß sie größte Schmerzen ertragen müssen, weil die nötigen Medikamente fehlen. Ein Gewerkschaftsmitglied berichtete beispielsweise von einer Kontrolle, bei der sie in einer völlig verschmutzten Unterkunft einen Kranken entdeckten, der unter hoher Infektionsgefahr versuchte, einen offenen Beinbruch auszukurieren.

6.
PSYCHISCHE AUFFÄLLIGKEITEN UND STÖRUNGEN

Es folgen nun Ausführungen zu psychischen Störungen, die unter den 'Illegalen' anzutreffen sind. Diese stellen Migranten ebenfalls in der Regel vor Probleme, die sie nicht innerhalb der bewährten Selbsthilfestrukturen lösen können. Das folgende Beispiel stammt aus dem Milieu der Arbeitsmigranten:

Am 13. Mai 1997 wurde in das Elisabethkrankenhaus ein ukrainischer Staatsbürger eingeliefert, der zuvor im Städtischen Klinikum St. Georg, wo er wegen eines komplizierten Beinbruchs behandelt wurde, trotz eines Liegegipses geflohen ist. Er versuchte auch, aus dem Elisabethkrankenhaus zu fliehen. Patienten bemerkten dies und alarmierten das Personal. In der Bemühung, den Verfolgern zu entkommen, kletterte er über einen Zaun und stürzte auf dem Nachbargrundstück derart, daß er schwere Gehirn- und Wirbelsäulenschäden davontrug. An diesen verstarb er. Für sein Verhalten gab es keinen äußerlich erkennbaren Grund, zumal er in Besitz eines Passes mit noch gültigem Visum war. Von Landsleuten war zu erfahren, daß es sich bei dieser Person tatsächlich um einen bereits länger in Leipzig wohnenden 'Illegalen', einen Familienvater, handelte. Die Leute, die mit ihm zusammenwohnten, waren aber schon von Anfang an der Meinung, daß mit ihm "im Kopf irgendetwas nicht stimmt". Sie überlegten, ob man ihn in Leipzig behalten oder nach Haus zurückschicken sollte, fanden darauf aber keine Antwort. 

6.1. 
BESONDERE PROBLEME VON FLÜCHTLINGEN

Dem Verfasser scheint jedoch, daß vor allem Flüchtlinge unter psychischen Störungen leiden [cf. hierzu auch Anderson:65-67]. Sie wurden und werden stärker mit belastenden Situationen konfrontiert, die entweder latent vorhandene Veranlagungen verstärken oder die Störung direkt verursachen. Alle Flüchtlinge leben beispielsweise, anders als Arbeitsmigranten, aufgrund ihrer Fluchtsituation in einem starken grundsätzlichen Zwiespalt, der sie nirgendwo anwesend oder daheim sein läßt: Vor der Flucht hatten sie keine Zeit, um sich von zu Hause zu verabschieden. Dies bedingt, daß sie immer noch in ihrem Heimatland 'weilen', all den Menschen nachtrauern, die sie zurückgelassen haben. Zum anderen aber hegen sie ihrem Herkunftsland gegenüber äußerst negative Gefühle wegen des dort erlittenen Unrechts. Beides bindet Kapazitäten, die sie dringend bräuchten, um sich dem neuen Lebensumfeld zu öffnen und darin zurechtzufinden
.

A.
Übergroße Angst
Im Vergleich mit Arbeitsmigranten scheint unter den Flüchtlingen ein überdurchschnittlicher Anteil von Menschen zu sein, deren Verhalten von diffuser und allumfassender Angst und Anspannung davor bestimmt ist, daß ihnen jederzeit überall irgendetwas zustoßen könnte. Angst ist, nach Erkenntnissen der Spezialisten, eine herausragende posttraumatische Belastungsreaktion [cf. Wenk-Ansohn: 83ff.]. Ihre Ursachen können in Ereignissen vor und während der Flucht liegen. Damit zusammenhängend existiert bei Flüchtlingen eine größere Angst vor Abschiebung: Während für Arbeitsmigranten aus Mittel- Ost und Südosteuropa eine Abschiebung oftmals nur eine Unterbrechung ihres Arbeitsverhältnisses bis zu einer erneuten Einreise war, bedeutet die Abschiebung für sie in der Regel die unwiderrufliche Rückführung in eine lebensbedrohliche Situation, aus der es für sie kein zweites Entkommen gibt
. Diese Angst schränkt die sozialen Beziehungen ein, dies wiederum die Möglichkeit, im Notfall Dritte um Hilfe bitten zu können. Verbreitet ist die Angst vor Verfolgung (Verfolgungswahn) oder Entdeckung. Ein Betroffener meinte beispielsweise: "Ich joggte jeden Tag, um davonlaufen zu können, wenn die Polizei kommt". 

Wie tief solche Gefühle sitzen wird dann offensichtlich, wenn die Angst 'beweisbar irrational' und unangebracht ist. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn solche Personen scheinlegale Papiere besitzen, die sie bereits öfter durch Kontrollen hindurchgebracht haben und sie dennoch jeden Moment mit ihrer Enttarnung durch die Organe ihres Heimatlandes oder deutsche Behörden rechnen. Einen solche Angst kann sich auf das Umfeld, z.B. den Lebenspartner, übertragen und dadurch nochmals 'aufheizen'.

B. Übergroße Unsicherheit

Konkret erlittene Traumata beeinflussen das gegenwärtige Verhalten im Zufluchtsland in besonderer Weise. Diese Menschen überfallen dauernd Parallelen zwischen 'hier' und 'daheim': Bestimmte Auslöser hier lassen unangenehme und vielleicht verdrängte Erinnerungen an 'daheim' plötzlich wieder real werden: Kontaktpersonen berichteten von Flüchtlingen, die auf der Straße einen Menschen 'sehen' und in ihm unwillkürlich ihren Folterer von zu Hause 'erkennen', wieder andere werden von schräg einfallendem Sonnenlicht an die Lampen beim Verhör erinnert oder verkrampfen sich aus Furcht, wenn hinter ihnen eine Türe aufgeht. Ein Gesprächspartner konnte sein Telefon nicht mehr benützen ("Es klickt hörbar in der Leitung - wie früher") und leidet darunter, daß er deshalb nicht einmal mehr mit den daheimgebliebenen Familienmitgliedern offen reden kann
.

C.
Übergroßes Mißtrauen
Tiefverwurzeltes Mißtrauen und Beziehungsunfähigkeit finden sich vor allem bei Gesprächspartnern, die vor Gefängnis oder Folter geflohen sind. Ursache ist zunächst die Erfahrung, die sie im Herkunftsland mit 'offiziellen' Personen gemacht haben - seien es Polizisten, Soldaten, Gefängniswärter oder Beamte: Diese verkörperten und symbolisierten bedrohende Macht, Ausgeliefertsein und Demütigungen. Dieses Gefühl des Ausgeliefertseins erhält sich auch in Deutschland - wenngleich seine Auslöser anders sind [cf. Merkord:220-222]: Hier weckt die Allumfassendheit, Unbestechlichkeit, Anonymität, Perfektion und Undurchschaubarkeit einer total durchorganisierten Gesellschaft Bedrohungsgefühle, und dies um so mehr, da dieses Gegenüber als nicht in der Weise beeinflußbar erlebt wird, wie es von zu Hause z.B. durch Bestechlichkeit gekannt wird. Dieses Grundmißtrauen und die daraus erwachsende Beziehungsunfähigkeit wird auf die Menschen hier in Deutschland übertragen. Die Vorfluchtsituation zu Hause lehrt den Flüchtling, keinem zu vertrauen, da man nie ganz sicher sein konnte, wer ein wahrer Freund und wer ein Spitzel war. Um dies herauszufinden, bedarf es viel Zeit und vieler Tests, deren positiver und negativer Ausgang jedoch nie erhaben vor neuen Zweifeln ist.

D.
Überwältigende "Sehnsucht" nach Nähe, Verständnis und Angenommensein

Gleichzeitig besteht bei diesen Menschen eine überwältigende, irrational anmutende Sehnsucht nach Nähe, Verständnis und Angenommensein: Der Druck des Leides schreit nach einem Retter, Helfer und Erlöser. Anders gesagt: Diese Menschen aufgrund des Zwiespalts, in dem sie leben, kaum in der Lage, ein gesundes, rational-kontrolliertes Verhältnis in den Beziehungen zu wahren. Und so gehen manche Beziehungen zwischen Flüchtling und Helfer so weit, daß (vor allem afrikanische Migranten) in der Person ihres Vertrauens eine Art mystisch-allmächtigen Retter erhoffen und erwarten. Wird diese Erwartung enttäuscht, können die Folgen fatal sein, wobei die Enttäuschung dabei nicht einmal vom Gegenüber verschuldet sein muß
. Kollabiert ein solches Vertrauensverhältnis, wird der Aufbau neuer Beziehungen auch durch diese Erfahrung massiv behindert. Ein Beispiel: Der Gesprächspartner

erlitt eine große Enttäuschung. Anlaß war, daß durch Nachlässigkeit, Versehen oder Schlampigkeit seiner Vertrauensperson das Asylverfahren des Betreffenden unanfechtbar abgeschlossen wurde. Dieses Erlebnis hat den Gesprächspartner in seiner Persönlichkeitsstruktur geändert und - in seinen Worten - zu einem "zutiefst mißtrauischen Menschen" gemacht. Er sagt: "Durch so etwas verliert man das Vertrauen in die Menschen" ... Ich verlor den "Glauben an die Menschen" und bin nun grundsätzlich "jedem gegenüber mißtrauisch".

Wenn die Reaktion auf Enttäuschung Rückzug und Abkapselung ist, kann dies dennoch den Wunsch nach Beziehungen nicht unterdrücken. Die konfliktierenden Gefühle zwischen Grundmißtrauen und Beziehungsunfähigkeit auf der einen und Sehnsucht nach Hilfe auf der anderen Seite liegen hinter Verhaltensweisen, die dem Außenstehenden oft unverständlich erscheinen. Beispielsweise schlägt bei solchen Menschen, aus vorher nicht erkennbaren Gründen, Distanz plötzlich in Distanzlosigkeit um und resultiert in ein zunächst unverständliches Vertrauen, welches zum Teil windigen Helfern entgegengebracht wird. Dieses Verhalten  läßt sich beispielsweise dadurch erklären, daß dieser in dem Moment, als er 'benötigt' wurde, anwesend war und deshalb vielleicht Detaillierteres und Schlimmeres über eine Lebensgeschichte erfuhr, als in allen Asylakten 'zur Person' enthalten ist. Weitere Gefahren eines solchen Zustands, so scheint dem Verfasser, liegen darin, daß kleine Details und momentane Ereignisse, wie z.B. ein Blick oder ein Wort, eine überdimensionierte Bedeutung erhalten, die wiederum zu unverhältnismäßigen Schlußfolgerungen und Reaktionen führen können: In einem Moment erfolgt eine feierliche, dramatische Kontaktaufkündigung, ja eine Morddrohung oder körperliche Aggression, im anderen Moment kommt ebenso unverhofft eine Bitte um Versöhnung und 'Wiederherstellung' des vorherigen Standes der Beziehung.
E.
Passivität

Bei einer Reihe von Flüchtlingen war sodann ihre abwartend-passive Art allem und jedem gegenüber festzustellen, auch ein Symptom traumatischer Erlebnisse, da bestimmte Handlungen, wie z.B. Folter, Vergewaltigung und allgemeine, physische Gewalttaten, geradezu darauf angelegt sind, Widerstandsvermögen, Aktivität und Eigeninitiative eines Menschen zu brechen. Aufgrund ihrer Passivität und Reaktivität sind diese Menschen ihrem Umfeld gegenüber besonders orientierungs- und hilflos. Sie hoffen, daß Probleme, die sie in ihrer Komplexität oder von ihren Ursachen und Zusammenhängen her nicht verstehen, von anderen gelöst werden oder 'sonstwie' vorübergehen werden. Manchmal ist hier die Abgrenzung zu einem 'naiven' Verhalten schwierig - einige angetroffene Personen (so beschrieb es eine Kontaktperson) gleichen Kindern, die sich die Augen zuhalten in der Annahme, daß sie dann auch für die anderen verschwunden sind. Diese Menschen sind der Gefahr eines 'Teufelskreises nach unten' ausgesetzt: Ihre Weigerung bzw. Unfähigkeit, Dinge in die Hand zu nehmen, und ihre bewußt-unbewußte Abhängigkeit von anderen vergrößert ihre Orientierungslosigkeit, diese wieder ihre Abhängigkeit, die wiederum irgendwann in Depression, Drogen und Alkoholkonsum oder sprunghaft-unvermittelter (Selbst-)Aggression resultiert
. 

Abschließend soll erwähnt werden, daß viele der vorgenannten Störungen ein Grund dafür sind, daß besonders traumatisierte Flüchtlinge von der Anhörung ihres Asylantrags beim Bundesamt oftmals überfordert sind und ihre Anträge deshalb als (offensichtlich) unbegründet abgelehnt werden, obwohl es objektive Gründe gäbe, ihnen einen Aufenthalt in Deutschland zu gewähren. Dieser Nachweis wird aber, da er ausführliche Darlegungen erfordert, andernorts geführt [cf. Forschungsbericht Teil III/1. und Weber]

6.2. PROBLEME BEI DER BEHANDLUNG VON PSYCHISCHEN KRANKHEITEN

Bei vielen psychisch gestörten Menschen, also auch unter den 'Illegalen', ist die Tendenz anzutreffen, daß sie das Vorhandensein von psychischen Störungen bei sich nicht erkennen und zugeben zu wollen. Extrem war in diesem Zusammenhang der Fall folgender Person:

Er war in seinem Herkunftsland mit einer deutschen Staatsbürgerin verheiratet, die ihn nach der Übersiedlung aufforderte, ihr nach Deutschland zu folgen. Dies tat er nach Auflösung ihres gemeinsamen Besitzes und der korrekten Erledigung der Einwanderungsverfahren, nur um in Deutschland festzustellen, daß sich seine Frau neu verliebt hatte und von ihm nichts mehr wissen wollte. Als er dies nicht glauben wollte und versuchte, ihre Ehe zu retten, ließ sich die Frau von ihm scheiden, und gemeinsam mit ihrem neuen Freund sorgte sie für die Abschiebung ihres ehemaligen Ehemanns. Dieser aber, da er sein Leben in Scherben sah, zerbrach psychisch daran. Er kam wieder illegal nach Deutschland, kämpfte um Wiederherstellung der Beziehung mit seiner Frau und wurde erneut verhaftet und in Abschiebehaft genommen. Nach einer schließlich richterlich angeordneten Entlassung aus der Abschiebehaft weigerte er sich, irgendwo außerhalb des schützenden und geordneten Gefängnisses zu wohnen. Er widersetzte sich allen Versuchen seitens der Behörden, ihm mit Kleidung, Geld und Unterkunft zu helfen. Eine therapeutische Behandlung scheitert an seiner Weigerung, sich als 'hilfebedürftig' wahrzunehmen.

Flüchtlinge wiederum tendieren zu dem Verhalten, andere nicht mit ihrer Geschichte belasten zu wollen. Für sie ist jede Selbsteröffnung gegenüber einem Zweiten mit Selbststigmatisierung verbunden, die man vermeiden möchte, weil man befürchtet, dann weniger geliebt und akzeptiert zu werden.

Um diese Schutzmauer zugunsten einer Therapiefähigkeit und -einsicht zu durchbrechen, bedarf es einer psychoedukativen Vorbereitung. Diese ist aber aufgrund der isolierten Lebensumstände der meisten psychisch gestörten 'Illegalen' kaum möglich, weil dadurch der  Aufbau vertrauensvoller, stabilisierender Beziehungen massiv behindert wird.

Kommt dennoch ein Kontakt zustande, so ergeben sich oftmals kulturell bedingte Probleme für Klient und Therapeuten: Zuerst soll das bei einer Reihe von Angehörigen anderer Kulturen anzutreffende Verhalten erwähnt werden, daß man eher über somatische Schmerzen als über psychische Probleme spricht, d.h. man hat "Rücken-" oder "Magenprobleme", auch wenn hierfür keinerlei physiologische Ursache erkennbar ist [cf. auch Anderson:66]. Dies zu durchschauen stellt die Helfer (oder gar Therapeuten) vor besondere Herausforderungen, denen viele, ohne eine entsprechende Schulung, nicht gewachsen sind. Besonders schwerwiegend sind kulturelle Unterschiede in ihren Auswirkungen auf die Beziehungen zwischen den Betroffenen und ihren Helfern:

a.
Kulturell bedingte Rollen- und Verhaltensweise dem anderen bzw. eigenen Geschlecht gegenüber sind ein häufiger Anlaß zu Mißverständnissen und Verstimmungen. Männer beispielsweise

-
halten Frauen für eher minderwertige Wesen und konnten es deshalb nicht ertragen, von ihrer Hilfe abhängig zu sein,

-
sind zu stolz, sich bei Frauen nach Entgleisungen zu entschuldigen, so daß diese sich verletzt zurückziehen, 

-
schämen sich, einem anderen Mann gegenüber von ihren Ängsten zu sprechen.

b. In einem anderen Fall wurde einem afrikanischen 'Illegalen' seitens seiner Unterstützer vorgehalten, er sei unfähig, eine langfristige Lebensperspektive ins Auge zu fassen, durchzuplanen und durchzuhalten. Dabei, so eine Kontaktperson auf dem Hintergrund ihrer Erfahrung, leben und denken gerade Afrikaner grundsätzlich in eher kürzeren Zeitperioden, und diese Einstellung wird nochmals durch das Leben in der Illegalität verstärkt, wo Menschen im allgemein schon froh sind, wenn sie ihren Lebensunterhalt von heute auf morgen sichern können. Auch diese Fehlkommunikation resultierte beinahe in einem Kontaktabbruch.

c. Schließlich konnte bei Nicht-Europäern eine grundsätzlich stärkere Rollenfixierung festgestellt werden. Ein tief religiöser Afrikaner beispielsweise sprach mit dem Verfasser über seine Abschiebung. Er betonte, daß er sein Leben in Gottes Hand wisse und keine Angst habe. Der Verfasser wiederum wußte, daß er Dritten gegenüber große Angst davor äußerte. Ebenso erhielt der Verfasser später einen Brief des Afrikaners, indem er in deutlicher Weise seine Angst zum Ausdruck brachte
. 

Selbst wenn alle vorgenannten Hindernisse ausgeräumt werden können ist eine aussichtsreiche Behandlung aufgrund der konkreten Lebensumstände 'illegaler' Migranten kaum anzunehmen. Das Behandlungszentrum für Folteropfer in Berlin hält beispielsweise schon eine Behandlung psychischer Störungen bei Asylbewerbern kaum für möglich: Eine Grundbedingung für eine erfolgreiche Therapie sind geordnete und nicht zusätzlich belastende Lebensumstände [cf. Graessner:201f.]. Hiervon kann bei 'Illegalen' erst recht keine Rede sein: Selbst wenn zwischen einem (idealistischen) Therapeuten und einem therapiewilligen 'Illegalen' ein Therapieplan vereinbart würde, stehen zu viele äußere Umstände der Einhaltung von Terminen entgegen: Terminvereinbarungen fallen etwa ungewollt aus, weil die Betroffenen ihre Planung dem Arbeitgeber unterwerfen müssen, weil ein sich kurzfristig ergebendes Projekt oder Kontakt unmittelbareren Nutzen verspricht oder weil der Betreffende bei der Straßenbahnfahrt zum vereinbarten Ort in eine Fahrscheinkontrolle gerät und erwischt wird bzw. fluchtartig das Fahrzeug verlassen muß. Da viele 'Illegale' auch seitens des Therapeuten nicht erreichbar sind, etwa weil sie kein Telefon haben oder ihre Adresse/Telefonnummer nicht preisgeben wollen, sind Kontakt- und Terminvereinbarungen und -änderungen kaum möglich. Vornehmlich aus finanziellen Gründen scheitert eine stationäre Behandlung 'Illgaler', die psychisch krank sind. Und so werden allzu viele 'Illegale' zunehmend für sich und andere zu einer Last oder - falls die Sicherungen durchbrennen - Gefahr, indem sie beispielsweise zum Amokläufer werden.

7.
FRAUEN

Sowohl die Stichproben des Forschungsprojekts als auch Gespräche mit 'illegalen' Migranten, Kontaktpersonen und Experten legten nahe, daß Frauen unter den 'Illegalen' in Leipzig - in Relation zur Anzahl von Männern und im Vergleich mit anderen Städten [cf. z.B. Cyrus 1995a] – zumindest bis Ende 1997 nur eine sehr kleine Gruppe waren. Die überwiegende Mehrzahl derjenigen, die dennoch bekannt sind, kommen - wie die Männer - aus Mittel-, Ost- und Südosteuropa. Das, was trotz der schwachen Datenlage zu erfahren war, deckt sich sowohl mit den oben in Punkt 4 + 5 erfolgten Darlegungen, als auch mit Ergebnissen anderer Studien, die sich gezielte mit dem Schicksal von Frauen auseinandergesetzt haben
.  

Berichte 'illegaler' Gesprächspartner und anderer Szenekenner erwecken bei dem Verfasser aber den Eindruck, daß bei Frauen die Abhängigkeit von kriminellen Strukturen wesentlich größer ist als bei Männern. Zum einen können viele Frauen aufgrund ihrer kulturell-geschlechtsspezifischen Prägungen weniger Erfahrungen in der selbständigen Lebensführung sammeln als Männer und sind deshalb von vornherein bei der Planung und Durchführung einer Migration anfälliger für die 'Werbung' und 'Unterstützungsangebote' zwielichtiger Agenturen. Zum anderen gewann der Verfasser den Eindruck, daß die Migrationsstrukturen für Frauen im besonderen Ausmaß von mafiösen Gruppen beherrscht werden, die einen Ausstieg von Frauen aus diesen Strukturen effektiv verhindern. Diese anscheinend größere Abhängigkeit und die Aussichtslosigkeit ihrer Situation verstärkt nochmals die Anfälligkeit für eine Reihe von Krankheiten wie Depression, Drogen- und Alkoholabhängigkeit bis hin zu Suizidversuchen [cf. Heine-Wiedenmann:318].

Als 'frauenspezifisches Problem' in diesem Zusammenhang soll abschließend noch auf Entbindungen hingewiesen werden. In den drei Fällen, von denen der Verfasser Kenntnis hat, war in einem Fall die Hilfeleistung nur um den Preis der anschließenden Aufenthaltsbeendigung möglich
. 

8.
SCHLUSS UND AUSBLICK

Bei all diesem sind Arbeitsmigranten eine eher privilegierte Gruppe. Nicht nur, weil es sich bei ihnen mehrheitlich um jüngere Männer unter 40 Jahren handelt, die allein vom Alter her eine größere Widerstandsfähigkeit aufweisen. Wichtig ist auch, daß sie die Nachteile eines Lebens in der Illegalität bewußt in Kauf nehmen. Zum einen sehen sie dieses Leben als einen vorübergehenden Zustand an, zum anderen haben viele von ihnen jemanden (die Angehörigen), für den sie die unvermeidlichen Härten auf sich nehmen. Mit anderen Worten: Das zu verdienende Geld rechtfertigt die Härten eines solchen Daseins. Der Arbeitsmigrant hat, –sofern er nur das nötige Geld hat-  eine reale Rückkehroption, sei es für einen Krankenbehandlung, sei es für einen Urlaub. Diese Personengruppe geht relativ robust und kreativ mit ihrer Situation um. Dies, sowie das Vorhandensein von Netzwerken innerhalb des Milieus trägt dazu bei, daß gesundheitliche Probleme in ihrem Alltag keine allzu große Rolle spielen. 

Bei Flüchtlingen stellt sich vieles schwieriger dar. Der Flüchtling, hat sich das Leben in der Illegalität nicht frei gewählt, sondern ist alternativlos in es hineingerutscht und erlebt es als perspektivlosen Zusand ohne Ausweg. Sie bringen aufgrund ihrer Fluchtsituation physiologische (z.B. durch Folter) oder psychische Störungen mit nach Deutschland, sie kommen in der Regel aus einem fremden Kulturkreis, die Angst vor Abschiebung behindert massiv ihre Lebensoptionen. 

Natürlich ist die ideale Unterscheidung zwischen dem robust- kreativen Arbeitsmigrant, der die meisten seiner Probleme innerhalb seiner sozialen Netzwerke zu lösen in der Lage ist und dem Flüchtling, der isoliert im Verborgenen lebt nur eine theoretische. Auch unter den Flüchtlingen trifft man unbekümmert-fröhliche Menschen an, auch Arbeitsmigranten sind bekannt, die leben isoliert in Abrißhäusern leben und sich aus Mülltonnen ernähren. Besonders erwähnenswert ist, daß es viele 'illegale' Migranten gibt, welche die harten Lebensbedingungen anfänglich in Kauf nehmen, allmählich aber davon übe​rfordert werden [auch Vogel 1996a:11f.]. Ein weiteres kommt hinzu: Das generelle Überangebot an 'illegalen' Arbeitskräften, die Notwendigkeit der Migranten, einen Arbeitsplatz um alles in der Welt halten zu müssen, weil er ansonsten von einem anderen eingenommen wird führt auch bei Arbeitsmigranten zunehmend dazu, daß Krankheiten unterdrückt und verschleppt werden [cf. auch Vogel 1996b:13]. Der Zwang, einen eigenen Job zu suchen und zu halten, führt auch dazu, daß bisherige Entlastungsmöglichkeiten –wo etwa ein Kollege während der Krankheit den Platz des Erkrankten bis zu dessen Gesundung einnimmt- weniger und weniger zum Tragen kommen können. Last not least: Die steigende Anzahl 'illegaler' Migranten und ihre aus verschiedensten Gründen zunehmende Hilfsbedürftigkeit überfordert die Unterstützerstrukturen im Aufnahmeland. Kurzum: Das Klima ist generell rauher geworden im 'Illegalenmilieu'.

Einige Handlungsmöglichkeiten bestehen nach Meinung des Verfassers etwa auf folgenden Gebieten:

1. Beratung und Behandlung von kranken 'Illegalen' darf weder direkt noch indirekt bestraft werden. 

2. Bei der Einlieferung in ein Krankenhaus darf der Status der Migranten frühestens nach der Entlassung des Patienten an Dritte weitergeleitet werden.

3. Es sollte erwogen werden, welche Möglichkeiten geschaffen werden können, damit 'Illegale' sich anonym und preiswert gegen Krankheit versichern können.

4. Es sollte erwogen werden, ob in bestimmten Situationen (Entbindung, lebensbedrohliche Krankheiten) vorübergehende Legalsierungen möglich sind, um so einen problemangemessenen Behandlungs- und Finanzierungsrahmen zu sichern
. Dadurch könnte die Hemmschwelle für den Zugang zu medizinischer Versorgung gesenkt und Verschleppungen seitens Personen, die solche Möglichkeiten aus Angst vor Abschiebung nicht aufsuchen, vermieden werden.

5. Abschiebung von Kranken sollen nur dann möglich sein, wenn bereits vor der Abschiebung sichergestellt ist, daß der Zugang zu Versorgungsmöglichkeiten im Herkunftsland auch faktisch möglich ist
.

Bei Überlegungen hinsichtlich der Finanzierung von Beratungs- und Hilfestellen ebenso wie bei der medizinischen Hilfe selbst sollte schließlich nicht vergessen werden, daß unter den 'Illegalen' viele Menschen sind, deren Versorgungskosten durch die Asylrechtsreform erfolgreich "privatisiert" wurden, d.h. wo bis dahin der öffentliche Sozialhilfeträger zuständig war, wurden die Kosten auf Verwandte und Bekannte, Kirchen und Verbände abgewälzt. Hier sollte überlegt werden, wie eine fairere Lastenteilung wieder erreicht werden kann. Schlußendlich ist es Aufgabe aller staatlicher Gewalt, die Würde des Menschen und deren Recht auf körperliche Unversehrtheit zu achten und zu schützen (Art. 1 und 2 des Grundgesetzes). Hier sollte, vor allem seitens der Kirchen, Hilfswerke und Ärzte offensiver darüber nachgedacht werden, ob diese Rechte nur für die legal in Deutschland lebenden Menschen gelten, oder ob auch faktisch hier lebende Migranten Menschen im Sinne des Grundgesetz sind. Wenn letzteres der Fall ist, darf dies auch finanzielle Implikationen für öffentliche Kostenträger nicht ausschließen.
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KONKRETER AKTIONSVORSCHLAG

Um für kranke 'Illegale' bessere Behandlungsmöglichkeiten schaffen zu können, müssen dringend die politischen und finanziellen Rahmenbedingungen verbessert werden. Davor gilt es aber prioritär, die ausländerrechtlichen Rahmenbedingungen zu verbessern. Die Initiative hierzu muss von der Bundesebene ausgehen, denn sonst sind auch Länder und Kommunen hier die Hände gebunden.

Aus diesem Grund wäre es hilfreich, sowohl Minister Schily als auch den Vorsitzenden des Innenausschusses des Bundestages über die Situation zu informieren und einige pragmatische Forderungen vorzutragen. Nachfolgend möchte der Verfasser zwei Briefentwürfe anfügen, die Sie entweder übernehmen oder (noch besser!!) durch eigene Erfahrungsschilderungen oder Ansichten variieren oder ergänzen können. Je mehr Briefe in dieser Angelegenheit verschickt werden, umso eher wird an politischer Stelle der Handlungsbedarf akzeptiert bzw. werden Personen, die diesbezüglich initiativ werden, ernst genommen.

Der Verfasser wäre dankbar, wenn er eventuelle Rückantworten auf Ihre Schreiben in Kopie erhalten könnte an die Adresse:

Jörg Alt SJ

Kaulbachstr. 31a

80539 München

Fax: 089/ 38190320

Herzlichen Dank!

------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Bundesministerium des Inneren

Herrn Minister Otto Schily, MdB

Alt Moabit 101 D

10559 Berlin

Sehr geehrter Herr Minister,

wir bedanken uns bei Ihnen für die Übernahme der Schirmherrschaft für die "Fachtagung Migration und Gesundheit", die sich am 19./20.November in Dresden mit der Suche von Perspektiven für die Gesundheitsförderung in einer multikulturellen Gesellschaft befasste. Dies ist für uns ein Anzeichen, dass die Bundesregierung um hier bestehende Probleme weiß und Handlungsbedarf sieht.

Zum selben Thema fand am 3./4. Dezember in Berlin im Rahmen des Bundeskongresses "Armut und Gesundheit" ein Forum zum Thema "Migration und Gesundheit" statt. Bei dieser Veranstaltung wurden wir durch ein Referat von P. Jörg Alt SJ über die Situation von erkrankten 'illegalen' Migranten unterrichtet. Deren Situation ist nicht nur humanitär unerträglich, sie beinhaltet auch Kosten für die deutsche Aufnahmegesellschaft, die vermeidbar wären. So könnten beispielsweise Kosten, die Kommunen durch die Einlieferung 'Illegaler' in Krankenhäuser entstehen, gesenkt oder gar vermieden werden, wenn eine Krankheit, die aus Angst vor Enttarnung oder Abschiebung verschleppt wird, frühzeitig behandelt werden könnte etc.

Das Kernproblem, welches auf diesem Gebiet aber zunächst anzugehen gilt, sind die ausländerrechtlichen Rahmenbedingungen, die mitzugestalten in Ihrer Verantwortung liegen. Einige konkreten Verbesserungen aus unserer Sicht wären hier beispielsweise die folgenden: 

1. Es könnte klargestellt werden, dass die Beratung und Behandlung von kranken 'Illegalen' nicht unter die Strafandrohung von § 92a AuslG fällt, was viele Beratungsstellen oder Ärzte befürchten. 

2. Es könnte sichergestellt werden, dass der Aufenthaltsstatus eines Migranten, erst nach seiner ärztlich angeordneten Entlassung an Dritte (Sozialamt, Ausländerbehörde) weitergeleitet werden darf. 

3. Noch besser wäre, wenn in bestimmten Situationen (Entbindung, lebensbedrohliche Krankheiten) eine vorübergehende Legalisierung der Betroffenen möglich wäre, um so einen problemangemessenen Behandlungs- und Finanzierungsrahmen zu sichern. 

4. Abschiebung von Kranken soll nur dann möglich sein, wenn bereits vor der Abschiebung sichergestellt ist, daß der Zugang zu Versorgungsmöglichkeiten im Herkunftsland auch faktisch möglich ist.

Sehr geehrter Herr Minister: Das Grundrecht auf Menschenwürde zu achten und zu schützen ist Aufgabe aller staatlichen Gewalt. Ebenso steht das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit über ausländerrechtlichen Regelungen. Um auf dem Gebiet der Gesundheitsfürsorge für 'Illegale' weiterzukommen, müssen deshalb zunächst auf Bundesebene Initiativen ergriffen und Rahmenbedingungen verbessert werden, die es nachfolgend auch den Ländern, Kommunen und Verbänden ermöglicht, hier problemangemessener vorzugehen. 

Wir wären Ihnen sehr dankbar, wenn Sie sich hierfür einsetzen würden.

Mit herzlichem Dank für Ihre Aufmerksamkeit und Ihre Bemühungen bin ich/sind wir...

--------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Innenausschuss des Deutschen Bundestages

z.H. Herrn Dr. Willfried Penner, MdB

Platz der Republik 1

11011 Berlin

Sehr geehrter Herr Dr. Penner,

am 19./20. November fand in Dresden die Fachtagung "Migration und Gesundheit" statt, die sich mit der Suche von Perspektiven für die Gesundheitsförderung in einer multikulturellen Gesellschaft befasste. Schirmherrschaft dieser Veranstaltung war Innenminister Otto Schily, für uns ein Anzeichen dafür, dass die Bundesregierung um hier bestehende Probleme weiß und Handlungsbedarf sieht. 

Zum selben Thema fand am 3./4. Dezember in Berlin, im Rahmen des Bundeskongresses "Armut und Gesundheit" ein Forum zum Thema "Migration und Gesundheit" statt. Bei dieser Veranstaltung wurden wir durch ein Referat von P. Jörg Alt SJ über die Situation von erkrankten 'illegalen' Migranten unterrichtet. Deren Situation ist nicht nur humanitär unerträglich, sie beinhaltet auch Kosten für die deutsche Aufnahmegesellschaft, die vermeidbar wären. So könnten beispielsweise Kosten, die Kommunen durch die Einlieferung 'Illegaler' in Krankenhäuser entstehen, gesenkt oder gar vermieden werden, wenn eine Krankheit, die aus Angst vor Enttarnung oder Abschiebung verschleppt wird, frühzeitig behandelt werden könnte etc.

Das Kernproblem, welches auf diesem Gebiet aber zunächst anzugehen gilt, sind die ausländerrechtlichen Rahmenbedingungen, die mitzugestalten auch in Ihrer Verantwortung bzw. der Verantwortung des Innenausschusses als Ganzem liegen. Einige konkreten Verbesserungen aus unserer Sicht wären hier beispielsweise die folgenden: 

1. Es könnte klargestellt werden, dass die Beratung und Behandlung von kranken 'Illegalen' nicht unter die Strafandrohung von § 92a AuslG fällt, was viele Beratungsstellen oder Ärzte befürchten. 

2. Es könnte sichergestellt werden, dass der Aufenthaltsstatus eines Migranten, erst nach seiner ärztlich angeordneten Entlassung an Dritte (Sozialamt, Ausländerbehörde) weitergeleitet werden darf. 

3. Noch besser wäre, wenn in bestimmten Situationen (Entbindung, lebensbedrohliche Krankheiten) eine vorübergehende Legalisierung der Betroffenen möglich wäre, um so einen problemangemessenen Behandlungs- und Finanzierungsrahmen zu sichern. 

4. Abschiebung von Kranken soll nur dann möglich sein, wenn bereits vor der Abschiebung sichergestellt ist, daß der Zugang zu Versorgungsmöglichkeiten im Herkunftsland auch faktisch möglich ist.

Sehr geehrter Herr Penner: Das Grundrecht auf Menschenwürde zu achten und zu schützen ist Aufgabe aller staatlichen Gewalt. Ebenso steht das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit über ausländerrechtlichen Regelungen. Um auf dem Gebiet der Gesundheitsfürsorge für 'Illegale' weiterzukommen, müssen deshalb zunächst auf Bundesebene Initiativen ergriffen und Rahmenbedingungen verbessert werden, die es nachfolgend auch den Ländern, Kommunen und Verbänden ermöglicht, hier problemangemessener vorzugehen. 

In diesem Zusamenhang wären wir dankbar, wenn Sie dieses Schreiben auch den Obmännern der im Innenauschuss vertretenen Parteien zur Kenntnisnahme zuleiten würden. Wir wären Ihnen und den im Innenausschuss vertretenen Abgeordneten sehr dankbar, wenn sie unser Anliegen aufgreifen und gegenüber der Bundesregierung hinsichtlich der Entwicklung von Verbesserungsvorschlägen initiativ werden könnten. 

6. Mit herzlichem Dank für Ihre Aufmerksamkeit und Ihre Bemühungen bin ich/sind wir...

�Was Fragen von Gesundheit und Krankheit bzw. der Geltungsbereich der nachfolgenden Ausagen betrifft, so bin ich meinen Gesprächspartnern beim Berliner Behandlungszentrum für Folteropfer und verschiedenen medizinischen Hilfezentren für Flüchtlinge zu Dank für ihre Mithilfe verpflichtet.





�Alle Länder Asiens, den Mittleren und Nahen Osten sowie die asiatischen Teile der GUS-Staaten ausgenommen.


�Bürger aus den Nachbarstaaten Deutschlands, die für ihre Einreise von der Visumspflicht befreit sind.


�Sondergruppen wie etwa Staatenlose oder auf mehrere Staaten verteilt lebende, ethnische Gruppen.


�Die Zitate stammen aus Artikel 1 A (2) und Artikel 33 der Genfer Flüchtlingskonvention.


�Auch Unruhe und Vergeßlichkeit sind posttraumatische Belastungssymptome.


�Hierzu ähnliche Zitate in Mahler:94f.+214ff.


� Der Grund, den die Kommunen, die sich hier engagieren, für diese Praxis angeben ist etwa, daß die Folgekosten für nicht-erkannte oder verschleppte Behandlungen teurer und langwieriger sind als unbürokratische Abhilfe oder daß so Ansteckungsgefahr und allgemeine 'Gefahren für die Allgemeinheit' (etwa im Fall von psychischen Problemen wie z.B. Schübe oder Kurzschlußhandlungen) vorgebeugt werden kann.





�"Mit einer  Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit einer Geldstrafe wird bestraft... wer wiederholt oder zugunsten von mehreren Ausländern handelt" [§ 92a, Abs. 1 AuslG] wenn es um Beihilfe zu illegaler Einreise oder illegalem Aufenthalt geht [cf. auch Westphal/Stoppa].


�Ein wichtiges Problem in diesem Zusammenhang ist § 76 AuslG, der sogenannte "Denunziationsparagraph". Dieser  verlangt, daß öffentliche Stellen, wenn sie im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung Kenntnis vom illegalen Aufenthalt eines Ausländers erhalten, die Ausländerbehörde davon zu verständigen haben ("Spontanmitteilung").





�Das Bestehen einer solchen Hemmschwelle zum Betreten der Büros von Verbänden und Hilfswerken wurde seitens der MitarbeiterInnen eines Wohlfahrtsverbandes gegenüber dem Verfasser auch ausdrücklich zugegeben. Freilich ist eine Kontaktaufnahme unproblematisch, wenn jemand, der mit der Stellung der freien Träger in Deutschland vertraut ist, Migranten zu solchen Büros begleitet.


�Von 'abenteuerlichen Selbstbehandlungen' spricht auch Vogel 1996b:13.


�Die Kosten im Falle einer Erkrankung mit nachfolgender Behandlung sind –rein theoretisch wenigstens- auch bei 'Illegalen' von der gesetzlichen Krankenversicherung abgedeckt da in Deutschland generell alle abhängig beschäftigten Arbeitnehmer pflichtversichert sind. Auch beim Versicherungsschutz der Unfallversicherung ist "der illegale Charakter der Beschäftigung ... sozialversicherungsrechtlich ohne Bedeutung" [§ 2 SGB VII]: Der Arbeitgeber ist per Gesetz dazu verpflichtet, Sozialabgaben für alle Beschäftigten zu entrichten - was er natürlich in der Regel nicht tut: Das Einsparen von Sozialabgaben ist schließlich einer der Gründe, die illegale Ausländerbeschäftigung so lukrativ macht. 'Illegale' ihrerseits sind nicht oder kaum in der Lage, den Versicherungsanspruch einzuklagen, da sie nicht oder kaum in der Lage sind, nachzuweisen, daß sie in einem formal sozialversicherungspflichtigen Verhältnis gearbeitet haben. Zudem ist der Versuch einer solchen Nachweiserbringung in aller Regel mit einer Überprüfung der Personalien verbunden, den die Migranten um jeden Preis vermeiden wollen. Natürlich besteht auch für 'Illegale' die Möglichkeit einer privaten Krankenversicherung. Deren Beitragssätze sind in der Regel jedoch zu teuer [cf. hierzu Stobbe:68-70 und Vogel 1996b:13]. 





�Allerdings wurde nur ein Fall bekannt, wo ein herbeigerufener Notarzt eine akut notwendige Behandlung erst begann, als die Frage der Bezahlung geklärt war.


�Generell scheint hier die Situation für 'Illegale' in Großbritannien vergleichsweise günstig zu sein: Der Erwerb von Nummern des National Health Service ist relativ problemlos, viele Migranten, die einst legal ins Land gekommen sind, konnten sich ordnungsgemäß bei einem "General Pracitioners" registrieren lassen, sodann existieren in England, aufgrund der vergleichsweise langen Migrationstradition, ausgeprägtere Beziehungen der ethnischen Netzwerken zu Ärzten der eigenen Nationalität, und schließlich gibt es keine Kontrollen bzw. "Denunziationspflicht" vergleichbar den Regelungen des deutschen §76 AuslG [cf. Anderson: 62ff., Düvell:24f.]





�Ein Gesprächspartner beispielsweise hatte starke Schuldgefühle, als während seiner Abwesenheit von zu Hause seine Mutter starb, von der er kaum Abschied nehmen konnte. Da er selbst bereits depressiv veranlagt war und kaum Gesprächspartner zur Verarbeitung dieser Situation akzeptierte, drohte ihm die Gefahr, in eine permanente Depression abzugleiten.


� Freilich wächst die Angst vor Abschiebung auch bei Arbeitsmigranten: Je undurchlässiger die Grenze wird, desto teurer wird für abgeschobene Arbeitsmigranten die Rückkehr nach Deutschland, da sowohl die Preise für scheinlegale Papiere als auch für "Grenzübertrittshilfen" steigen. Dies hat zur Folge, daß auch Arbeitsmigranten vermehrt versuchen, einer Entdeckung auszuweichen oder sich –mehr oder weniger gewalttätig- Kontrollen zu entziehen.





�Cf. hierzu Gurris' Beispiel des Iraners, für den ganz normaler Schweißgeruch die gesamte Assoziationskette von Folterern und Gefangenschaft auslösen konnte, oder die Bosnierin, die keinen Bus besteigen konnte, weil Klickgeräusche sie an das Entsichern von Pistolen erinnerte [S.56, cf. auch Wenk-Ansohn:92]. Lebensgeschichtlich bedingte Traumata bei angetroffenen 'Illegalen' entstammten aber nicht nur direkt erlebten Folter- und Gefängnissituationen. Psychische Schäden können auch verursacht werden, indem Menschen z.B. eine Naturkatastrophe (über-)erleben, lange Zeit zwischen Konfliktparteien leben und unter der ständigen Angst zusammenbrechen, zwischen die Fronten zu geraten, oder indem ein Vorfall in der näheren Umgebung und Nachbarschaft ihnen schockartig klarwerden läßt, daß auch ihnen Derartiges geschehen kann.


�Es reicht, wenn der Migrant z.B. - kulturell bedingt - annimmt, daß die Person seines Vertrauens deutsche Verwaltungsabläufe in ähnlicher Weise zu seinen Gunsten beeinflussen könnte - wie er es von 'einflußreichen Personen' aus seinem Herkunftsland gewöhnt ist - dies aber zu seinen Ungunsten nicht tun wolle. 


�Eine solche Selbstaggression ist bei Folteropfern verbreitet. Sie werden von dem Gefühl geplagt, daß irgendetwas an ihnen selbst doch wohl verantwortlich dafür gewesen sein muß, daß man sie der Folter und Inhaftierung unterworfen hat [cf. hierzu Graessner:50ff.]. Wird aber ein Mensch mit diesen Ambivalenzen und Selbstaggressionen allein gelassen, kann es zu unkontrollierten Übersprunghandlungen in Form von verbalen oder physischen Aggressionen kommen oder (wie bei der Treiberkollission im Computer) zu einer totalen 'Systemüberlastung', etwa in Form eines depressiven Zusammenbruchs. Ein Gesprächspartner (vormals Elitesoldat) berichtete beispielsweise, daß er in seiner Heimat bereits deshalb in stationärer psychiatrischer Behandlung war, weil er die Angst vor den gegen ihn gerichteten Morddrohungen der Fundamentalisten nicht mehr ertragen konnte. Aufgrund der sich verschärfenden Bedrohungssituation brach er die Behandlung ab und floh. In Deutschland wurde die Behandlung seiner Traumata nicht wieder aufgenommen, und sie belasten ihn noch heute in seiner Einstellung zu, und im Umgang mit anderen Menschen.


�Dieses Verhalten wird so gedeutet, daß der Betreffende bei der persönlichen Begegnung glaubte, seine 'Rolle' als frommer, gottgläubiger und -vertrauender Mensch einnehmen zu müssen, weil er annahm, daß ein Priester dies erwarten würde, während die Äußerungen von Angst und Verzweiflung die eigentliche Gefühlslage widerspiegelte. Daß er diese Gefühlslage auch dem Verfasser gegenüber später zum Ausdruck brachte, lag vermutlich am Ansteigen der Angst angesichts der näherrückenden Abschiebung, die nicht mehr 'verdrängt' oder religiös verbrämt werden konnte, und an dem indirekten Medium des Briefes, bei dem keine 'Erwiderung' zu befürchten war.


�Z.B. Heine-Wiedenmann, Hillmann, Cyrus 1995a, Stobbe:78-85.


�Diese Angelegenheiten scheinen in Großbritannien ohne eine Klärung des Aufenthaltsstatus geregelt werden zu können [cf. Anderson:64].


�In Hamburg ist es beispielsweise möglich, daß schwangere Frauen für die Zeit der Entbindung oder lebensbedrohlich Erkrankte für die Zeitdauer ihrer Behandlung eine Duldung erhalten. Die Behandlungsfinanzierung läuft dann in der Regel über das Asylbewerber-Leistungsgesetz. 





�In Bayern wird beispielsweise AIDS-Kranken die Abschiebung mit dem Hinweis angedroht, daß ihre Weiterbehandlung auch im Herkunftsland möglich ist. In vielen Fällen ist dies für den Abgeschobenen aber deshalb unmöglich, da weder er noch seine Verwandten die Kosten für Behandlung oder Medikamente aufbringen können. In diesem Sinne entschied nach Auskunft des Hamburger Flüchtlingshilfezentrums "Fluchtpunkt" auch ein Verwaltungsgericht in Schleswig Holstein. Dort war man der Auffassung, daß vor einer Abschiebung von Schwerkranken der faktische Zugang zu Behandlungs- und Versorgungsmöglichkeiten überprüft werden muß.





